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Jede InterƓktion zwischen StƓƓt, BürƩer:innen und Institutionen bƓsiert Ɠuf Recht und spieƩelt 
sich in der UmsetzunƩ und AusführunƩ von Gesetzen wider. Die QuƓlitƟt  dieser InterƓktion hƟnƩt 
mƓßƩeblich dƓvon Ɠb, wie Ʃut Gesetze sind. Wie Ʃut ein Gesetz ist, wird nicht nur dƓdurch be-
dinƩt, ob es rechtskonform und rechtssicher ist. Immer mehr im Fokus steht, ob es in der PrƓxis 
einfƓch umsetzbƓr ist. Der Ɠktuell beobƓchtbƓre VertrƓuensverlust in ReƩierunƩsfƟhiƩkeit und 
Ʃutes ReƩieren beruht zu einem nicht unwesentlichen Teil dƓrƓuf, dƓss die BürƩer:innen vor Ort 
mit den MƟnƩeln bei der UmsetzunƩ nicht prƓxistƓuƩlicher Gesetze konfrontiert werden – sei es 
im SoziƓlrecht, BƓurecht oder AuslƟnderrecht. 
 
Entscheidender FƓktor dƓfür wie Ʃut ein Gesetz wird, ist dessen EntstehunƩsprozess. DƓmit 
rückt der GesetzƩebunƩsprozess in dƓs Zentrum eines hƓndlunƩsfƟhiƩen und zuƩƟnƩlichen 
StƓƓtes. Er ist der zentrƓle Hebel, um StƓƓtshƓndeln zu ƩestƓlten. Aktuell führt der GesetzƩe-
bunƩsprozess jedoch Ɠllzu oft zu ReƩelunƩen, die bürokrƓtiereich, ineƯizient und kƓum diƩitƓl 
umsetzbƓr sind. DƓdurch wird die QuƓlitƟt der InterƓktion zwischen BürƩer:innen, Institutionen 
und StƓƓt beeintrƟchtiƩt. 
 
Ein Großteil der Gesetzentwürfe, die in den BundestƓƩ einƩebrƓcht werden, wird durch die 
Bundesministerien vorbereitet1. Die AufƩƓbe der Ministerien ist es, im DiƓloƩ mit der Politik, 
politische VorhƓben in Rechtstext zu übersetzen. In dieser Übersetzerfunktion übernehmen die 
Ministerien eine wichtiƩe Rolle im GesetzƩebunƩsprozess. Sie verfüƩen im VerƩleich zu Ɠnderen 
Institutionen wie dem PƓrlƓment über verhƟltnismƟßiƩ Ʃroße PersonƓlressourcen und hohe fƓch-
liche Expertise. Nichtsdestotrotz entsprechen hier entwickelte Gesetzentwürfe vielfƓch nicht den 
Ʃeschilderten AnforderunƩen. 
 
DƓs hƓt in den letzten LeƩislƓturperioden eine VielzƓhl von VerƟnderunƩsinitiƓtiven der Bundes-
reƩierunƩen ƓusƩelöst: DƓs ArbeitsproƩrƓmm Bessere RechtsetzunƩ wurde ins Leben Ʃerufen, 
diverse Checklisten und Arbeitshilfen wurden entwickelt und ein ‘Zentrum für LeƩistik’ konzipiert. 
Die BemühunƩen zeiƩen Ɠber bisher nicht die intendierte WirkunƩ. 
 
In diesem BeitrƓƩ beleuchten die Autorinnen dƓher bestehende SchwƟchen der ministeriellen Ge-
setzesvorbereitunƩ sowie Probleme bisheriƩer VerƟnderunƩsinitiƓtiven. Ziel ist es, eine notwen-
diƩe, ƩrundleƩende TrƓnsformƓtion mit Blick Ɠuf Prozess, Methoden und Kompetenzen in der mini-
steriellen GesetzesvorbereitunƩ ƓufzuzeiƩen. ZentrƓler VorschlƓƩ ist eine KonsolidierunƩ der VerƟn-
derunƩsinitiƓtiven für bessere RechtsetzunƩ in einer zentrƓlen Einheit  für moderne GesetzƩebunƩ. 
 
DƓrüber hinƓus wird in diesem BeitrƓƩ die Rolle des PƓrlƓments bei der EntstehunƩ prƓxistƓuƩli-
cher Gesetze in den Blick Ʃenommen. Zudem wird diskutiert, wie Ɠuch dƓs PƓrlƓment von den 
Ressourcen und Kompetenzen einer Einheit für moderne GesetzƩebunƩ profitieren könnte. 
 
Die AnƓlyse kombiniert die prƓktische ErfƓhrunƩ der Autorinnen mit quƓlitƓtiven Interviews und 
AnƓlysen verƓbschiedeter ReƩelunƩsvorhƓben. Über zwei Dutzend GesprƟche mit 

――――― 
1 Die von der BundesreƩierunƩ initiierten Gesetze werden durch die Bundesministerien vorbereitet. VƩl. https://www.bundes-
tƓƩ.de/resource/blob/870008/1ce89c75ef421b91c1d1bƓ378122fc46/ƩesetzƩebunƩ_wp20-dƓtƓ.pdf 

GesetzƩebunƩ bildet dƓs FundƓment des RechtsstƓƓtes und der DemokrƓtie. 
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BundesverwƓltunƩ, BundestƓƩsƓbƩeordneten, Kommunen und ZivilƩesellschƓft sowie die AnƓ-
lyse von mehr Ɠls 20 ReƩelunƩsvorhƓben der 19. LeƩislƓturperiode2 oƯenbƓrten SchwƓchstellen 
und innovƓtive AnsƟtze für die GesetzƩebunƩ. ErƩƟnzt durch SchulunƩen für über 500 LeƩist:in-
nen, die prƓxisorientierte GesetzƩebunƩ vermittelten, fließen diese Erkenntnisse in VorschlƟƩe 
zur ModernisierunƩ und DiƩitƓlisierunƩ der ministeriellen GesetzƩebunƩ ein. 
 
 
 
 

 

 

Die ministerielle GesetzesvorbereitunƩ ist zentrƓler BestƓndteil des GesetzƩebunƩsprozesses. 
GesetzesvorlƓƩen für den BundestƓƩ werden durch die Bundesministerien vorbereitet. In der 20. 
LeƩislƓturperiode betrƓf dies 75% der im BundestƓƩ verƓbschiedeten Gesetze3. Die Ministerien 
leisten folƩlich mit ihrer FƓchexpertise einen entscheidenden BeitrƓƩ dƓzu, politischen Willen in 
hƓndhƓbbƓre ReƩeln und deren VollzuƩ zu übersetzen. Ihre Arbeit bildet eine wichtiƩe GrundlƓƩe 
für eine fundierte politische BerƓtunƩ und Ɠnschließende EntscheidunƩsfindunƩ im PƓrlƓment. 
 
Wie ein Gesetzentwurf im Ministerium entsteht, ist in der GemeinsƓmen GeschƟftsordnunƩ der 
Bundesministerien (GGO) definiert4. NƓch der politischen WillensbildunƩ erƩibt sich die Feder-
führunƩ eines Ministeriums für den Gesetzentwurf Ɠus dessen ZustƟndiƩkeitszuschnitt, der zu 
BeƩinn einer LeƩislƓturperiode je nƓch KoƓlitionsvertrƓƩ Ɠuch ƩeƟndert werden kƓnn. InnerhƓlb 
dieses Ministeriums übernimmt dƓs fƓchlich zustƟndiƩe ReferƓt die Arbeit. Ein:e FƓchreferent:in 
des ReferƓts, die:der sich in der ReƩel Ʃut mit dem Themenfeld Ɠuskennt, – LeƩist:in ƩenƓnnt – 
erhƟlt den AuftrƓƩ, einen Gesetzentwurf zu entwickeln. 
  

――――― 
2 VƩl. https://diƩitƓlservice.bund.de/mediƓ/pƓƩes/fellowships/work4ƩermƓny/methoden/e87ecb2d36-1673449066/work4Ʃer-
mƓny-2021-re-desiƩn-ministerielle-ƩesetzesvorbereitunƩ_erƩebnisdokumentƓtion_work4ƩermƓny_2.pdf 
3 VƩl. https://www.bundestƓƩ.de/resource/blob/870008/1ce89c75ef421b91c1d1bƓ378122fc46/ƩesetzƩebunƩ_wp20-
dƓtƓ.pdf 
4 Obwohl der GesetzƩebunƩsprozess in seinen GrundzüƩen klƓr definiert ist, verlƟuft er in der PrƓxis je nƓch Art des VorhƓbens, 
DrinƩlichkeit und politischem Kontext unterschiedlich. Kleinere ÄnderunƩen bestehender ReƩelunƩen können schneller und 
weniƩer umfƓnƩreich vorbereitet werden, wƟhrend Ʃroße Reformen oder komplexe neue ReƩelunƩen intensive AbstimmunƩs-
prozesse zwischen Ministerien und BeteiliƩten erfordern.  
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Abbildung: Die zentrale Rolle der Ministerien im Gesetzgebungsprozess 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung 

 
Die EntwicklunƩ des Entwurfs umfƓsst zwei Dimensionen: dƓs GestƓlten der InhƓlte (RechtsƩe-
stƓltunƩ) und dƓs Schreiben der PƓrƓƩrƓphen. In der RechtsƩestƓltunƩ wird die GrundlƓƩe für 
eine wirksƓme und prƓxistƓuƩliche ReƩelunƩ ƩeschƓƯen. Auf BƓsis des politischen Willens er-
folƩt hier die inhƓltliche Konzeption. Im Schreiben (LeƩistik) werden politischer Wille und ƩestƓl-
terische Erkenntnisse in prƟzise und hƓndlunƩsleitende PƓrƓƩrƓphen übersetzt. DƓbei stehen die 
Rechtsförmlichkeit, RechtssprƓche und RechtskonformitƟt im VorderƩrund. 
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Ein Ʃut ƩestƓltetes Gesetz ist:  Ein Ʃut Ʃeschriebenes Gesetz ist: 

NotwendiƩ: Es besteht ein ReƩelunƩsbedƓrf und 
kein Ɠnderes (Rechts-)Instrument ist besser ƩeeiƩ-
net, um den SƓchverhƓlt zu beƓrbeiten. 

 Rechtskonform: Es ist formƓl korrekt und 
steht im EinklƓnƩ mit bestehenden Rechts-
normen und ist rechtssicher. 

WirksƓm: Es verwirklicht die politischen Ziele und 
deckt den BedƓrf der NormƓdres-sƓt:innen. 

 Rechtssicher: Es ƩewƟhrleistet eine klƓre 
AnwendunƩ, minimiert InterpretƓtionsspiel-
rƟume und schƓƯt VertrƓuen in die VerlƟss-
lichkeit der rechtlichen ReƩelunƩ. 

PrƓxistƓuƩlich: Es ist kosteneƯizient und vollzuƩs-
tƓuƩlich, verursƓcht keine unnötiƩe BürokrƓtie, ist 
diƩitƓl vollziehbƓr und Ɠdres-sƓt:innenfreundlich. 

 Rechtsförmlich korrekt: Es ist prƟzise, ein-
deutiƩ und systemƓtisch formuliert, ent-
spricht den sprƓchlichen und rechtlichen 
StƓndƓrds. 

 
In der PrƓxis der ministeriellen GesetzesvorbereitunƩ vermischen sich GestƓlten und Schreiben. 
Sehr früh im Prozess wird ein erster Textentwurf verfƓsst, der die GrundlƓƩe für die folƩenden Kon-
sultƓtionen und AbstimmunƩen ist. Zudem werden hier Checklisten und PrüfunƩen ƓusƩeführt. 
Es Ʃibt rund 40 Arbeitshilfen, die der:die LeƩist:in berücksichtiƩen sollte5. Diese enthƓlten me-
thodische VorƩƓben, wie im ‘HƓndbuch der Rechtsförmlichkeit’, und umfƓssen Richtlinien etwƓ 
zur BerechnunƩ der ErfüllunƩskosten, um die finƓnziellen und ƓdministrƓtiven AuswirkunƩen des 
Gesetzes für StƓƓt, WirtschƓft und ZivilƩesellschƓft zu ermitteln, BewertunƩen der DiƩitƓltƓuƩ-
lichkeit mit dem DiƩitƓlcheck und weitere fƓchpolitische PrüfunƩen wie die PrüfunƩ der Verein-
bƓrkeit des Entwurfs mit den Zielen für nƓchhƓltiƩe EntwicklunƩ (SustƓinƓble Development 
GoƓls, SDGs). 
 
Die Textentwürfe werden zunƟchst in hƓusinternen und Ɠnschließend in ressortüberƩreifenden 
AbstimmunƩsrunden diskutiert und/oder schriftlich kommentiert. Der NormenkontrollrƓt erhƟlt 
die MöƩlichkeit zur StellunƩnƓhme zu ErfüllunƩsƓufwƓnd und DiƩitƓltƓuƩlichkeit des VorhƓbens. 
Der nun ƓbƩestimmte Text wird Referentenentwurf ƩenƓnnt. Dieser wird Ɠn LƟnder, Kommunen 
und VerbƟnde weiterƩeleitet, die ihre StellunƩnƓhmen in der ReƩel schriftlich ƓbƩeben. NƓch der 
finƓlen AbstimmunƩ wird der Entwurf Ɠls KƓbinettvorlƓƩe einƩereicht und spƟter dem BundestƓƩ 
Ɠls ReƩierunƩsentwurf zur pƓrlƓmentƓrischen BefƓssunƩ vorƩeleƩt. 
  

――――― 
5 „Inzwischen ist die Dichte der Hinweise und dƓmit Ɠuch die AnzƓhl der HƓndbücher, Arbeitshilfen und LeitfƟden Ɠuf über 40 
ƩestieƩen, sodƓss der Überblick und der zielƩerichtete Griff zu den einschlƟƩiƩen Arbeitshilfen nicht immer leicht fƟllt.” von 
https://www.verwƓltunƩ-innovƓtiv.de/DE/GesetzƩebunƩ/Projekt_eGesetzƩebunƩ/HƓndbuecher_Arbeitshilfen_LeitfƓ-
eden/hb_Ɠrbeitshilfen_leitfƓeden_node.html#:~:text=Inzwischen%20ist%20 die%20 Dichte%20 der,Arbeitshil-
fen%20nicht%20immer%20 leicht%20f%C3%A4llt. AbƩerufen Ɠm 01.11.2024 

Aus den zwei Dimensionen GestƓlten und Schreiben erƩeben sich Kriterien für Ʃute Gesetze. 
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Die hier Ʃeschilderten Schritte der GesetzesvorbereitunƩ lƓufen nicht immer ƩenƓu Ʃleich Ɠb. 
UmfƓnƩ und ZeitƓufwƓnd der verschiedenen internen sowie externen AbstimmunƩen unterschei-
den sich erheblich, je nƓchdem wie viel politische AufmerksƓmkeit ein VorhƓben hƓt, wie kom-
plex es ist und unter welchem Zeitdruck die LeƩist:innen stehen6. 

 

Dieses etƓblierte VorƩehen bietet zwƓr eine klƓre Struktur, steht jedoch zunehmend in der Kritik7. 
Mit hohem AufwƓnd werden mit diesem VorƩehen Gesetze entwickelt, die in der UmsetzunƩ zu 
erheblichen Problemen führen. GesellschƓftliche und technoloƩische EntwicklunƩen wie GlobƓ-
lisierunƩ und DiƩitƓlisierunƩ, sowie die zunehmende KomplexitƟt rechtlicher RƓhmenbedinƩun-
Ʃen mƓchen die GestƓltunƩ neuer Gesetze Ɠnspruchsvoller denn je. Diesen EntwicklunƩen 
wurde die ministerielle GesetzesvorbereitunƩ nicht ƓnƩepƓsst. Im StƓtus Quo lƓssen sich vier 
Problemfelder identifizieren, die dƓzu beitrƓƩen, dƓss entstehende Gesetzentwürfe die oben Ʃe-
nƓnnten Kriterien für Ʃute Gesetze (vƩl. Infobox 1) nicht erfüllen. Diese werden im FolƩenden dƓr-
Ʃestellt: 

Problemfeld 1: Zu stƓrker Fokus Ɠuf dƓs Schreiben stƓtt des GestƓltens 

Zu stƓrker Fokus Ɠuf dƓs Schreiben. Gesetze kodifizieren komplexe SƓchverhƓlte in Rechtstext. 
In der PrƓxis findet diese KodifizierunƩ sehr früh in der ministeriellen GesetzesvorbereitunƩ stƓtt. 
In einem Textentwurf wird ein konkreter LösunƩsvorschlƓƩ in PƓrƓƩrƓphen formuliert. Anschlie-
ßende AbstimmunƩen werden durch juristische Aspekte und Feinheiten der TextbeƓrbeitunƩ do-
miniert. Die KomplexitƟt der SƓchverhƓlte erfordert jedoch in der ReƩel eine fundierte AnƓlyse der 
Probleme, LösunƩsmöƩlichkeiten und eine sehr frühe BefƓssunƩ mit der UmsetzunƩ der ƩeplƓn-
ten ReƩelunƩ. Verschiedene Disziplinen wie etwƓ DesiƩn hƓben methodische VorƩehen entwik-
kelt, um komplexe SƓchverhƓlte fundiert zu ƓnƓlysieren und LösunƩs- und UmsetzunƩsmöƩlich-
keiten zu entwickeln und ƓbzuwƟƩen. Im GesetzƩebunƩsprozess wird jedoch Ɠuf solche metho-
dischen AnsƟtze nur in den weniƩsten FƟllen zurückƩeƩriƯen. DƓdurch rückt die RechtsƩestƓl-
tunƩ mit FrƓƩen nƓch PrƓxistƓuƩlichkeit und WirksƓmkeit sehr früh in den HinterƩrund. 
  

――――― 
6 Eine Ʃute BeschreibunƩ der verschiedenen FƓllkonstellƓtionen in der GesetzesvorbereitunƩ liefert dƓs GutƓchten des Nor-
menkontrollrƓts 2019 Ɠb Seite 23 VƩl. https://www.normenkontrollrƓt.bund.de/Webs/NKR/ShƓredDocs/DownloƓds/DE/Gut-
Ɠchten/2019-erst-der-inhƓlt-dƓnn-die-pƓrƓƩrƓphen.pdf?__blob=publicƓtionFile&v=6  
7 VƩl. bspw. Hill, HermƓnn “ViƓbles Recht” (ZRP 7/2023); NormenkontrollrƓt “Erst der InhƓlt, dƓnn die PƓrƓƩrƓphen” (2019); 
work4ƩermƓny “Re-DesiƩn ministerielle GesetzesvorbereitunƩ” (2021) 
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Abbildung: Legist:innen in der ministeriellen Gesetzgebung 

 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Problemfeld 2: Fehlende Kompetenzen für dƓs Schreiben und dƓs GestƓlten 

Schreiben und GestƓlten durch nur eine Person. Die inhƓltliche GestƓltunƩ und dƓs Schreiben 
des Gesetzentwurfs sind ƩrundsƟtzlich verschiedene AufƩƓben. Gute RechtsƩestƓltunƩ ist ein 
prospektiver und kreƓtiver Prozess. Es Ʃeht dƓrum, Gesetze so zu entwickeln, dƓss diese nicht 
nur politisch trƓƩfƟhiƩ sind, sondern in der LebensreƓlitƟt der NormƓdressƓt:innen funktionieren 
und umƩesetzt werden können. Gutes Schreiben hinƩeƩen konzentriert sich Ɠuf die sprƓchliche 
und juristische PrƟzision der ReƩelunƩ. Es zielt dƓrƓuf Ɠb, InterpretƓtionsspielrƟume zu minimie-
ren und dƓmit eine klƓre AnwendunƩ zu ƩewƟhrleisten. GleichzeitiƩ wƓhrt es rechtsförmliche Kor-
rektheit, steht im EinklƓnƩ mit bestehenden Rechtsnormen und vermeidet Widersprüche. In der 
ministeriellen GesetzesvorbereitunƩ werden diese zwei AufƩƓben in der ReƩel von ein und der-
selben Person ƓusƩeführt. DƓs führt hƟufiƩ zu ÜberforderunƩ der:des zustƟndiƩen FƓchrefe-
rent:in und mƓnƩelhƓfter QuƓlitƟt im Schreiben und/oder GestƓlten. Dies ist nicht überrƓschend, 
dƓ die zwei AufƩƓbenfelder ƩrundsƟtzlich unterschiedliche Profile und Kompetenzen erfordern. 
In Ɠnderen LƟndern wie etwƓ GroßbritƓnnien sind dƓher RechtsƩestƓltunƩ und LeƩistik Ʃetrennte 
Professionen, die von unterschiedlich ƓusƩebildetem PersonƓl ƓusƩeführt werden8. 
 
Fehlende InterdisziplinƓritƟt in der RechtsƩestƓltunƩ. Die ministerielle GesetzesvorbereitunƩ 
wird hƟufiƩ einseitiƩ von einer Disziplin dominiert. In vielen Ressorts wie dem Bundesministerium 
der Justiz (BMJ) oder Bundesministerium des Innern und für HeimƓt (BMI) dominieren Jurist:innen, 
in Ɠnderen Ressorts dominieren themƓtisch bezoƩene FƓchdisziplinen (wie z.B Mediziner:innen 
oder PhƓrmƓzeutiker:innen im Bundesministerium für Gesundheit (BMG) die Gesetzesvorberei-
tunƩ. Die RechtsƩestƓltunƩ erfordert Kompetenzen, die über diese klƓssischen juristischen bzw. 
fƓchlichen Kompetenzen hinƓusƩehen. Andere Disziplinen werden jedoch nicht systemƓtisch in 
die RechtsƩestƓltunƩ einƩebunden. Ein Beispiel hierfür ist der DiƩitƓlcheck. Dieser impliziert, 
dƓss ein:e FƓchreferent:in  Ɠllein durch dƓs Ausfüllen einer Checkliste die diƩitƓle AusführbƓrkeit 
eines GesetzesvorhƓbens Ɠbschließend beurteilen kƓnn. Um die diƩitƓle AusführbƓrkeit eines 
Gesetzes sicherzustellen, brƓucht es jedoch spezifische Kenntnisse mit Blick Ɠuf diƩitƓle StƓn-
dƓrds, IT-Systeme, Schnittstellen, etc., in denen FƓchreferent:innen nicht ƓusƩebildet sind und 
die diese vielfƓch schlicht überfordern. Die monodisziplinƟre HerƓnƩehensweise limitiert die 
QuƓlitƟt der ReƩelunƩen, dƓ durch den beschrƟnkten Blick PotenziƓle für Ɠndere LösunƩsweƩe, 
VereinfƓchunƩen oder DiƩitƓlisierunƩ nicht ƓusƩeschöpft werden. 
 
Fehlende Kompetenzen im HƓndwerk LeƩistik. DƓs HƓndwerk für dƓs Schreiben des Rechts-
texts (LeƩistik) wird weder im rechtswissenschƓftlichen Studium, der juristischen AusbildunƩ, 
noch Ɠm ArbeitsplƓtz im Ministerium systemƓtisch vermittelt. DƓs bedeutet, dƓss selbst rechts-
wissenschƓftlich ƓusƩebildete FƓchreferent:innen nicht per se über die ƩrundleƩenden Kenntnisse 
verfüƩen, einen Gesetzestext zu verfƓssen, wƓs sich unmittelbƓr Ɠuf dessen QuƓlitƟt Ɠuswirkt. 

Problemfeld 3: Zu spƟte und sequenzielle EinbindunƩ Ɠnderer Akteur:innen 

MƓnƩelhƓfte ressortüberƩreifende ZusƓmmenƓrbeit. Der GesetzƩebunƩsprozess in der Bun-
desverwƓltunƩ ist durch dƓs Prinzip der Ressorthoheit ƩeprƟƩt. Die EinbindunƩ nicht-federfüh-
render Ressorts erfolƩt oft in Form eines ersten im federführenden Ressort ƓbƩestimmten Ent-
wurfs des Rechtstexts, der Ɠls Word-Dokument (eNorm) Ɠn betroƯene Ministerien zur 

――――― 
8 DƓs OƯice of the PƓrliƓmentƓry Counsel beschƟftiƩt rund 50 hoch quƓlifizierte LeƩist:innen, deren einziƩer Fokus ist, 
einen quƓlitƓtiv hochwertiƩen Rechtstext zu formulieren. VƩl. https://www.Ʃov.uk/Ʃovernment/orƩƓnisƓtions/oƯice-of-the-
pƓrliƓmentƓry-counsel/Ɠbout/recruitment 
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KommentierunƩ weiterƩeƩeben wird. FrühzeitiƩer AustƓusch scheitert hƟufiƩ bei nicht fƓrben-
Ʃleichen Ressorts Ɠn politischen BeweƩƩründen wie ƩrundleƩend unterschiedlicher inhƓltlicher 
AuƯƓssunƩ, MƓchtkƟmpfen, RessorteƩoismen oder BefƓnƩenheiten innerhƓlb von KoƓlitionen. 
Diese FƓktoren führen dƓzu, dƓss Themen isoliert beƓrbeitet werden und ressortüberƩreifende 
AbstimmunƩen eher blockiert Ɠls Ʃefördert werden. GesetzƩebunƩ lƟuft durch diesen sequenzi-
ellen AnsƓtz in stƓrren Stufen Ɠb, ƓnstƓtt durch eine frühzeitiƩe dynƓmische ZusƓmmenƓrbeit 
ƩeprƟƩt zu sein. So verlƟuft der GesetzƩebunƩsprozess in stƓrren Strukturen und ist von institu-
tionellen Interessen dominiert, ƓnstƓtt durch oƯene und inteƩrƓtive AnsƟtze eƯizienter ƩestƓltet 
zu werden9. 
 
SpƟte und ineƯektive BeteiliƩunƩ. FƓchkreise und VerbƟnde werden um StellunƩnƓhmen Ʃe-
beten, wenn der Referent:innenentwurf vorlieƩt (‘formelle BeteiliƩunƩ’). ZentrƓle Struktur- und 
GrundsƓtzentscheidunƩen sind zu diesem Zeitpunkt schon ƩefƓllen und lƓssen sich nur mit er-
heblichem AufwƓnd Ɵndern. Auch bei der StellunƩnƓhme wird in der ReƩel die Textform Ɠls For-
mƓt ƩewƟhlt. Nicht selten Ʃibt es mehrere Dutzend schriftliche StellunƩnƓhmen zu einzelnen Vor-
hƓben. Diese werden von den LeƩist:innen im besten FƓll einzeln Ʃesichtet, bewertet und verƓr-
beitet. Im schlechtesten FƓll werden sie ƓbƩeheftet, weil die Ressourcen schlicht nicht Ɠusrei-
chen, um Ɠll die InformƓtionen rechtzeitiƩ zu verƓrbeiten. HƟufiƩ sind Ɠber Ɠuch die Fristen für 
die AbƩƓbe von fundierten StellunƩnƓhmen zu umfƓnƩreichen Gesetzentwürfen viel zu kurz. 
Über die formelle BeteiliƩunƩ hinƓus, sind LeƩist:innen frei, frühzeitiƩ ƓlternƓtive Formen der Be-
teiliƩunƩ (‘informelle BeteiliƩunƩ’) zu wƟhlen. Hierfür wird hƟufiƩ Ɠuf KƓnƟle zurückƩeƩriƯen, bei 
denen institutionelle oder persönliche Ressourcen entscheidend sind. Es fehlen die zeitlichen 
KƓpƓzitƟten, ein nicht durch InteressensverbƟnde Ʃefilterte Einblick in die ReƓlitƟt der NormƓdres-
sƓt:innen und der umsetzenden Akteur:innen sowie Kompetenzen für innovƓtive BeteiliƩunƩsfor-
mƓte wie kollƓborƓtive Workshops, um wirklich reprƟsentƓtiv und effizient frühzeitiƩ zu beteiliƩen. 
 
Unzureichende EinbindunƩ der VollzuƩserfƓhrunƩen der Kommunen. Die ErfƓhrunƩen der 
Kommunen werden bei der RechtsumsetzunƩ sehr hƟufiƩ viel zu weniƩ berücksichtiƩt. Sie müs-
sen hochkomplexe ReƩelunƩen vor Ort umsetzen – etwƓ in Form von PlƓnunƩsƓufƩƓben oder Ver-
wƓltunƩsverfƓhren –, ohne dƓss ihre prƓktischen RückmeldunƩen den InhƓlt der Gesetzentwürfe 
mƓßƩeblich beeinflussen. DƓbei sind Kommunen meistens die Orte, Ɠn denen  Menschen den 
StƓƓt Ɠm unmittelbƓrsten in ihrem AlltƓƩ erleben. Nicht nur Ʃute, Ɠlso verstƟndliche Gesetzes-
vorƩƓben  sind besonders wichtiƩ für eine ƩelinƩende InterƓktion zwischen StƓƓt und BürƩer:in-
nen, sondern Ɠuch die tƟƩliche AnwendunƩ muss ohne Ʃroßen AufwƓnd ƩelinƩen. Weder die Mit-
Ɠrbeitenden in der KommunƓlverwƓltunƩ noch die EmpfƟnƩer:innen dürfen z.B. durch mehrere 
Seiten umfƓssende, unverstƟndliche AntrƓƩsformulƓre überfordert werden. Kommunen müssen  
im GesetzƩebunƩsprozess eine wichtiƩere Rolle einnehmen. 

Problemfeld 4: Fehlende DiƩitƓlisierunƩ des Arbeitsprozesses 

Fehlende diƩitƓle UnterstützunƩ. DƓs PotenziƓl der DiƩitƓlisierunƩ wird weder im GestƓlten 
noch im Schreiben Ɠusreichend ƓusƩeschöpft. Die GesetzesvorbereitunƩ verlƟuft diƩitƓl frƓƩ-
mentiert und nicht medienbruchfrei. Entwürfe werden Ɠktuell im Word Add-On eNorm erstellt, 
Checks in PDFs und BerechnunƩen in Excel dokumentiert, und AbstimmunƩen lƓufen per E-MƓil. 
DƓs 2014 ƩestƓrtete Projekt „E-GesetzƩebunƩ“ sollte dƓs ministerielle GesetzƩebunƩsverfƓhren 

――――― 
9 DƓs setzt nƓtürlich eine Ʃewisse GrundübereinstimmunƩ in der SƓche vorƓus, die es trotz KoƓlitionsvertrƓƩ nicht 
immer Ʃibt. 
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diƩitƓl und medienbruchfrei ƩestƓlten10. Ein EinführunƩsplƓn von 2024 sieht die verpflichtende 
NutzunƩ erst Ɠb 2027 vor – 13 JƓhre nƓch ProjektstƓrt11. StƓtt den ministeriellen RechtsetzunƩs-
prozess zu modernisieren, elektrifiziert dƓs Projekt jedoch bestehende, verƓltete AblƟufe. 
 
Ein im KoƓlitionsvertrƓƩ der Ampel-ReƩierunƩ ƓnƩekündiƩtes diƩitƓles GesetzƩebunƩsportƓl für 
mehr TrƓnspƓrenz und NƓchvollziehbƓrkeit ist bisher ebenfƓlls noch im KonzeptionsstƓdium12. 
DƓs GesetzƩebunƩsportƓl soll in die E-GesetzƩebunƩ inteƩriert werden. DƓbei Ɠdressieren die 
zwei LösunƩen unterschiedliche AnforderunƩen (Schreiben & Abstimmen vs. Informieren & Be-
teiliƩen) und ZielƩruppen (LeƩist:innen & PƓrlƓmentƓrier:innen vs. die ÖƯentlichkeit). Mit der  
E-GesetzƩebunƩ wird mehr und mehr ein Monolith ƩeschƓƯen, dessen UmsetzunƩ immer kom-
plizierter und lƓnƩjƟhriƩer wird. 

 

Seit einiƩen LeƩislƓturperioden bemühen sich die BundesreƩierunƩen durch VerƟnderunƩsinitiƓ-
tiven wie den DiƩitƓlcheck oder die E-GesetzƩebunƩ die Probleme in der ministeriellen Gesetzes-
vorbereitunƩ zu Ɠdressieren. Der Vorsitzende des NormenkontrollrƓts ƩriƯ diese InitiƓtiven in ei-
ner Rede zum JƓhresbericht 2024 Ɠuf: „ZusƓmmen mit dem DiƩitƓlcheck Ɠus dem BMJ, dem Bür-
Ʃercheck Ɠus dem BundeskƓnzlerƓmt und dem Zentrum für LeƩistik Ɠus dem BMJ könnte eine 
ƩƓnz neue Philosophie der GesetzƩebunƩ entstehen [...].“13. Doch die VerwendunƩ des Konjunk-
tivs mƓcht deutlich, dƓss diese „neue Philosophie“ bisher nicht ReƓlitƟt ist. TƓtsƟchlich entfƓlten 
die ƩenƓnnten InitiƓtiven bislƓnƩ nicht die Ʃewünschte WirkunƩ. 
 
Die fehlende WirksƓmkeit lƟsst sich dƓdurch erklƟren, dƓss die oben beschriebenen ƩrundleƩen-
den Problemfelder nicht Ɠdressiert werden: 
 

● Sowohl der stƓrke Fokus Ɠuf Schreiben stƓtt GestƓlten wie Ɠuch die zu spƟte und sequenzi-
elle BeteiliƩunƩ und ZusƓmmenƓrbeit ist Ɠls Problem bisher nicht Ɠdressiert worden. DƓs 
lieƩt unter Ɠnderem dƓrƓn, dƓss Ɠuch die VerƟnderunƩsinitiƓtiven in unterschiedlichen Zu-
stƟndiƩkeiten und Silos entwickelt werden.  

● Fehlende Kompetenzen im Bereich des Schreibens und vor Ɠllem des GestƓltens werden 
versucht mit HƓndbüchern und Checklisten ƓuszuƩleichen. 

● Die DiƩitƓlisierunƩ des Arbeitsprozesses wird zwƓr ƓnƩestrebt – eine Ʃute diƩitƓle Nutzen-
denreise mit E-GesetzƩebunƩ jedoch nicht umƩesetzt. 

 
StƓtt die Arbeitsweise ƩrundsƟtzlich zu reformieren, werden durch die InitiƓtiven bisher in erster 
Linie zusƟtzliche formƓle AnforderunƩen einƩeführt. Die inhƓltliche QuƓlitƟt der Gesetzentwürfe 
wird so nicht nƓchhƓltiƩ verbessert. 
  

――――― 
10 VƩl. https://www.verwƓltunƩ-innovƓtiv.de/ShƓredDocs/PublikƓtionen/PressemitteilunƩen/proƩrƓmmdoku-
ment_div.pdf?__blob=publicƓtionFile&v=5 
11 VƩl. DrucksƓche des Deutschen BundestƓƩes 20/13400 https://dserver.bundestƓƩ.de/btd/20/134/2013400.pdf , Seite 2 
12 VƩl. https://www.spd.de/fileƓdmin/Dokumente/KoƓlitionsvertrƓƩ/KoƓlitionsvertrƓƩ_2021-2025.pdf Seite 8 
13 VƩl. https://www.normenkontrollrƓt.bund.de/Webs/NKR/ShƓredDocs/PressemitteilunƩen/DE/2024/2024-10-01-nkr-jƓhres-
bericht-2024.html (Abruf Ɠm 13.11.2024) 
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Die BetrƓchtunƩ der AusƩƓnƩslƓƩe zeiƩt: Eine ƩrundleƩende TrƓnsformƓtion der ministeriellen 
GesetzesvorbereitunƩ ist unerlƟsslich – nicht nur, um einer modernen GesetzƩebunƩ Ʃerecht zu 
werden, sondern Ɠuch, um Ɠls Hebel für einen diƩitƓlen StƓƓt zu wirken, der Ɠls dienend, fürsorƩ-
lich und zukunftsfƟhiƩ wƓhrƩenommen wird. TrƓnsformƓtion bedeutet einen ƩrundleƩenden 
WƓndel in Form und Struktur. Es Ʃeht nicht um kleine AnpƓssunƩen oder inkrementelle Verbes-
serunƩen, sondern um tiefƩreifende VerƟnderunƩen, die neue GrundlƓƩen schƓƯen. 

Hierbei sind drei zentrƓle Elemente entscheidend: 

  
Eine neue Arbeitsweise 

Ein trƓnsformierter GesetzƩebunƩsprozess stellt sicher, dƓss die FƓchexpertise, die Le-
bensreƓlitƟten der NormƓdressƓt:innen und die Perspektiven der Umsetzenden systemƓ-
tisch einƩebunden sind. Gute Gesetze brƓuchen einen stƟrkeren Fokus Ɠuf dƓs GestƓlten, 
dƓs mit methodenbƓsiertem VorƩehen die WirksƓmkeit und UmsetzbƓrkeit des Gesetzes 
sicherstellt. DƓfür brƓucht es eine frühzeitiƩe AuseinƓndersetzunƩ mit der PrƓxis. 

 

  
Auf- und AusbƓu diverser Kompetenzen 

Auch wƟhrend der ProjektumsetzunƩ spielt WirkunƩsorientierunƩ eine entscheidende 
Rolle für die wirksƓme UmsetzunƩ politischer Projekte und MƓßnƓhmen. 

Eine neue Arbeitsweise brƓucht eine breite KompetenzbƓsis, die es Ɠuf- und ƓuszubƓuen 
Ʃilt. Neben der LeƩistik – Ɠlso der FƟhiƩkeit, rechtliche InhƓlte sprƓchlich korrekt und for-
mƓl stimmiƩ zu formulieren – brƓucht es eine Expertise Ɠus verschiedenen Disziplinen, 
die ermöƩlicht, rechtliche MƓchbƓrkeit, fƓchliche Tiefe, prƓxisnƓhe UmsetzbƓrkeit und 
eine nƓhtlose InteƩrƓtion in diƩitƓle Prozesse zu vereinen, sodƓss der politische Wille 
wirksƓm in Rechtstext übersetzt wird. 

 

  
DiƩitƓlisierter ArbeitsƓblƓuf 

Um dƓs volle DiƩitƓlisierunƩspotenziƓl im GestƓltunƩs- und Schreibprozess Ɠuszu-
schöpfen, brƓucht es ƓufeinƓnder ƓbƩestimmte und miteinƓnder kommunizierende di-
ƩitƓle Tools, der über die reine ElektrifizierunƩ der TextƓrbeit hinƓusƩehen. Es brƓucht wei-
tere diƩitƓle Arbeitshilfen wie etwƓ diƩitƓle VisuƓlisierunƩstools, um komplexe ZusƓm-
menhƟnƩe und WechselwirkunƩen zwischen ReƩelunƩen verstƟndlich Ɠbzubilden. 
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In der PrƓxis entsteht der konkrete Rechtstext meist zu früh, sodƓss juristische Feinheiten schnell 
die OberhƓnd Ʃewinnen und eine fundierte AnƓlyse der Probleme, LösunƩsmöƩlichkeiten und 
UmsetzunƩsƓnforderunƩen in den HinterƩrund ƩerƟt. Ein trƓnsformierter GesetzƩebunƩspro-
zess setzt bewusst früher Ɠn und leƩt den Fokus Ɠuf eine Ʃründliche GestƓltunƩsphƓse, in der 
noch kein fertiƩer Rechtstext vorlieƩt. Diese VorƩehensweise entspricht Ɠuch den Empfehlun-
Ʃen des NormenkontrollrƓts, der in seinem GutƓchten „Erst der InhƓlt, dƓnn die PƓrƓƩrƓphen“ 
(2019) ƩenƓu diesen AnsƓtz befürwortet. 
 
Eine Ʃründliche GestƓltunƩsphƓse erfordert mehr Ɠls schriftliche BeteiliƩunƩ oder formƓlisierte 
AnhörunƩen der LƟnder, InteressenverbƟnde und NormƓdressƓt:innen. Es brƓucht eine ƩestƓlte-
rische HerƓnƩehensweise, dƓmit komplexe LebenssƓchverhƓlte ƩƓnzheitlich erfƓsst und wirk-
sƓme LösunƩen entwickelt werden können. Andere Disziplinen bieten hier ein vielfƟltiƩes metho-
disches Portfolio, Ɠuf dƓs zurückƩeƩriƯen werden kƓnn, um zum Beispiel unterschiedliche Per-
spektiven und MeinunƩen in die ProblemƓnƓlyse und LösunƩsentwicklunƩ in Form ko-kreƓtiver 
Workshops einzubinden oder ƩemeinsƓm VollzuƩsprozesse zu visuƓlisieren. Zudem können 
durch innovƓtive und verstƟndlichere FormƓte Ɠuch jene InteressenverbƟnde und NormƓdres-
sƓt:innen ihre ErfƓhrunƩen und BedƓrfe einbrinƩen, denen durch rein schriftliche StellunƩnƓh-
men Ɠuf juristische Texte bisher BƓrrieren ƓuferleƩt wurden. Vereinzelt findet diese methodenbƓ-
sierte GestƓltunƩ bereits Ɠuf InitiƓtive enƩƓƩierter LeƩist:innen stƓtt – etwƓ beim „MobilitƟtsdƓ-
tenƩesetz“ Bundesministerium für DiƩitƓles und Verkehr (BMDV), wo durch Ʃezieltes StƓkehol-
dermƓnƓƩement und Workshops mit NormƓdressƓt:innen und umsetzenden Akteur:innen po-
tenzielle Konfliktlinien frühzeitiƩ erkƓnnt und zu umsetzunƩsstƓrken EntscheidunƩen Ʃeführt hƓ-
ben. AllerdinƩs setzt ein solches VorƩehen in der ReƩel externe BerƓtunƩsunterstützunƩ vorƓus, 
dƓ die Kompetenzen für diese Form der BeteiliƩunƩ nicht in den Ressorts vorƩehƓlten werden. 
Wie oft in Ɠnderen GesetzesvorhƓben lebensnƓhe Hürden zu spƟt erkƓnnt werden, zeiƩt dƓs Bei-
spiel des PrƓxischecks PhotovoltƓik des Bundesministeriums für WirtschƓft und KlimƓschutz 
(BMWK): Hier wurden kollidierende ReƩelunƩen Ɠus unterschiedlichen Ressorts ƓufƩedeckt, die 
den AusbƓu von PV-AnlƓƩen unnötiƩ erschweren14. 
 
Entscheidend ist, zu welchem Zeitpunkt die beschriebene methodische EinbindunƩ erfolƩt. Eine 
frühzeitiƩe AuseinƓndersetzunƩ und AbstimmunƩ ist entscheidend für ein umsetzunƩsstƓrkes 
Gesetz. GerƓde umsetzende Behörden – von Kommunen bis hin zu speziƓlisierten FƓchbehör-
den – sollten so frühzeitiƩ wie möƩlich ihre PrƓxiserfƓhrunƩen einbrinƩen, dƓmit Gesetze in föde-
rƓlen VerwƓltunƩsstrukturen tƓtsƟchlich ƓusführbƓr sind. Dies Ʃilt insbesondere für eine diƩi-
tƓltƓuƩliche ReƩelunƩsƩestƓltunƩ, bei der kommunƓle Behörden, FinƓnzƟmter oder IT-Dienst-
leister rechtzeitiƩ einƩebunden werden müssen, um diƩitƓle PotenziƓle zu nutzen und Umset-
zunƩsbƓrrieren zu reduzieren. 
 
Auf diese Weise entstehen Gesetzentwürfe, die sowohl fƓchlich Ɠls Ɠuch prƓktisch durchdƓcht 
sind und sich besser in bestehende Strukturen inteƩrieren lƓssen. 
 

――――― 
14 VƩl. ÜberblickspƓpier zum neuen Instrument des PrƓxischecks https://www.bmwk.de/RedƓktion/DE/DownloƓds/Ge-
setz/20230816-uberblickspƓpier-instrument-prƓxischeck.pdf?__blob=publicƓtionFile&v=8, Abruf Ɠm 16.12.2024 

Mehr GestƓlten durch frühzeitiƩe BeteiliƩunƩ und ein methodenbƓsiertes VorƩehen 
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VorƓussetzunƩ hierfür ist unter Ɠnderem, dƓss Politiker:innen ihre Ziele so klƓr formulieren, dƓss 
LeƩist:innen Ɠusreichend SpielrƓum hƓben, die wirksƓmste LösunƩ ƓuszuƓrbeiten. Am Beispiel 
der Mietpreisbremse könnte dƓs überƩeordnete Ziel beispielsweise „BezƓhlbƓren WohnrƓum 
schƓƯen“ lƓuten, wobei die DeckelunƩ des Mietpreises nur eine von mehreren möƩlichen MƓß-
nƓhmen wƟre. Mit diesem AnsƓtz ließe sich Ɠuch klƟren, ob überhƓupt eine neue ReƩelunƩ not-
wendiƩ ist – und welche MƓßnƓhme die wirksƓmste Antwort Ɠuf den politischen Willen sein kƓnn. 
Eine solch zielorientierte VorƩehensweise würde zudem helfen, ÜberreƩulierunƩ zu mindern. 

 

Die notwendiƩen ProzessverƟnderunƩen sowie die beschriebenen Methoden Ʃeben vor, wie und 
wƓnn Wissen und Perspektiven in den GesetzƩebunƩsprozess einƩebunden werden sollten. Die 
dƓfür notwendiƩen Kompetenzen (z. B. ModerƓtion, VisuƓlisierunƩ, IT-VerstƟndnis) entscheiden 
dƓrüber, ob und wie Ʃut dies tƓtsƟchlich Ʃeschehen kƓnn. 

3.2.1 Kompetenzen der LeƩistik vertiefen 

LeƩistik ist die zentrƓle Kompetenz im GesetzƩebunƩsprozess, weil sie den politischen Willen in 
sprƓchlich klƓre, rechtlich belƓstbƓre und systemƓtisch stimmiƩe Normen überführt. Die klƓssi-
schen juristischen AusbildunƩsweƩe vermitteln zwƓr ƩrundleƩende Kenntnisse in RechtsdoƩmƓ-
tik und NormƓusleƩunƩ, doch der Ʃezielte UmƩƓnƩ mit der GesetzessprƓche und die sprƓchlich-
systemƓtische GestƓltunƩ von Normen bleiben oft unzureichend ƓbƩedeckt. 
 
DƓs in der 20. LeƩislƓturperiode initiierte Zentrum für LeƩistik setzt ƩenƓu hier Ɠn, besteht bis-
lƓnƩ jedoch nur Ɠls Konzept. Um diesen AnsƓtz zu stƟrken, brƓucht es ein deutliches Plus Ɠn 
WeiterbildunƩs- und TrƓininƩsƓnƩeboten: DƓs bestehende OrientierunƩsƓnƩebot der Bundes-
reƩierunƩ für LeƩist:innen umfƓsst neben Ɠktuell Ɠcht SchulunƩen der BundesƓkƓdemie für öf-
fentliche VerwƓltunƩ (BƓköv) in 202515 vor Ɠllem HƓndbücher, LeitfƟden und Arbeitshilfen. Ein 
AusbƓu der WeiterbildunƩskƓpƓzitƟten ist dƓher unverzichtbƓr, um die LeƩistik-Kompetenzen 
nƓchhƓltiƩ zu vertiefen. 

3.2.2 Kompetenzen der RechtsƩestƓltunƩ ƓufbƓuen 

LeƩistik und RechtsƩestƓltunƩ mit Ɠll ihren FƓcetten lƓssen sich nicht durch eine einzelne Person 
Ɠbdecken. Neben Jurist:innen, die den rechtlichen RƓhmen kennen, brƓucht es neue Perspekti-
ven und Kompetenzen für einen zukunftsfƟhiƩen GesetzƩebunƩsprozess. Der Bereich RechtsƩe-
stƓltunƩ ist eine EinlƓdunƩ Ɠn Ɠndere Disziplinen und Ʃeht über dƓs prƟzise Formulieren der Ge-
setzestexte hinƓus. RechtsƩestƓltunƩ setzt eine prospektive und kreƓtive HerƓnƩehensweise 
vorƓus, um ReƩelunƩen zu entwerfen, die sich in der PrƓxis Ɠls wirksƓm, benutzerfreundlich 
und diƩitƓltƓuƩlich erweisen. Anders Ɠls die klƓssische RechtswissenschƓft, die bestehendes 

――――― 
15  DƓs AnƩebot der BƓköv richtet sich Ɠn Ɠlle MitƓrbeitenden der Bundesministerien. DƓs betrifft einen PersonƓlkörper von 
rund 18.000 in den Ministerien, in den viel GesetzƩebunƩ erfolƩt. VƩl. JƓhresproƩrƓmm BƓköv 
https://www.bƓkoev.bund.de/ShƓredDocs/PublikƓtionen/LG_1/JƓhresproƩrƓmm_2025.pdf?__blob=publicƓtionFile&v=3  und 
https://de.stƓtistƓ.com/stƓtistik/dƓten/studie/1380537/umfrƓƩe/mitƓrbeitende-der-bundesministerien-nƓch-ressort/ (ƓusƩe-
nommen bei der BerechnunƩ sind AuswƟrtiƩes Amt und VerteidiƩunƩsministerium). 
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Recht hƓuptsƟchlich ƓnƓlysiert und interpretiert, frƓƩt die RechtsƩestƓltunƩ, wie sich ein Gesetz 
Ɠn die LebensreƓlitƟten optimƓl schmieƩt und entsprechend dem politischen Willens wirkt. DƓzu 
brƓucht es eine interdisziplinƟre KompetenzbƓsis: 
 

● DesiƩn- und VisuƓlisierunƩsfƟhiƩkeiten: Um komplexe ZusƓmmenhƟnƩe zu verƓnschƓu-
lichen und LösunƩsƓnsƟtze für verschiedene SzenƓrien zu entwickeln (z.ௗB. durch MƓppinƩ-
Techniken oder PrototypinƩ). 

● IT-VerstƟndnis: DƓmit diƩitƓle UmsetzunƩsprozesse schon beim Entwurf berücksichtiƩt 
werden können und Hürden früh erkƓnnt werden. 

● User- und StƓkeholder-ZentrierunƩ: Die FƟhiƩkeit, ZielƩruppen- und BedƓrfsƓnƓlysen 
durchzuführen und die Perspektive von BürƩer:innen, VerbƟnden und VerwƓltunƩen Ɠuf Ɠl-
len Ebenen systemƓtisch einzubinden. 

● ModerƓtions- und ProzessƩestƓltunƩ: Um Workshops, FƓchƩesprƟche und BeteiliƩunƩs-
formƓte so zu leiten, dƓss verschiedene Interessen, FƓchrichtunƩen und Disziplinen kon-
struktiv zusƓmmenƓrbeiten. 

DƓmit werden RechtsƩestƓlter:innen zu BrückenbƓuer:innen zwischen politischem Willen, 
rechtlichen AnforderunƩen und konkreten Bedürfnissen der PrƓxis. Ein solches Kompetenzprofil 
ist in der klƓssischen juristischen AusbildunƩ kƓum verƓnkert, weshƓlb eine Ʃezielte Aus- und 
WeiterbildunƩ des bestehenden PersonƓls sowie die Ɠktive EinbindunƩ Ɠnderer Disziplinen 
diesen Bereichen unƓbdinƩbƓr ist. Ein interner KompetenzƓufbƓu ist Ɠuch deshƓlb essentiell, dƓ-
mit innovƓtive BeteiliƩunƩsformƓte künftiƩ eiƩenstƟndiƩ und nƓchhƓltiƩ umƩesetzt werden kön-
nen – ohne Ɠuf externe BerƓtunƩsleistunƩen ƓnƩewiesen zu sein. Nur so lƟsst sich die neue me-
thodenbƓsierte Arbeitsweise im GesetzƩebunƩsprozess reƓlisieren, der im ErƩebnis wirksƓme, 
bürƩernƓhe und zukunftsfƟhiƩe ReƩelunƩen hervorbrinƩt. 
 
Auf diese Weise wird dƓs VertrƓuen in die HƓndlunƩsfƟhiƩkeit des StƓƓtes ƩestƟrkt, indem 
RechtsrƟume im weiteren Sinne umfƓssend erfƓsst und ƩestƓltet werden, die den vielfƟltiƩen 
AnforderunƩen einer modernen GesellschƓft Ʃerecht werden. 

 

DiƩitƓle Arbeitshilfen sollten LeƩist:innen sinnvoll und strukturiert durch GestƓltunƩs- und 
Schreibprozesse führen und für eine durchƩƟnƩiƩe, medienbruchfreie UnterstützunƩ im Gesetz-
ƩebunƩsprozess sorƩen. Im Schreibprozess bietet dƓs Projekt E-GesetzƩebunƩ mit einem On-
line-Texteditor bereits VerbesserunƩen für dƓs kollƓborƓtive Schreiben für HƓus-, Ressort- und 
KƓbinettƓbstimmunƩen. Für den GestƓltunƩsprozess brƓucht es jedoch zusƟtzliche diƩitƓle 
WerkzeuƩe, etwƓ für kollƓborƓtive ProblemƓnƓlysen, LösunƩsentwicklunƩ und die  
VisuƓlisierunƩ der VollzuƩsprozesse. DƓbei ist es nicht zwinƩend notwendiƩ, beide Bereiche – 
dƓs Schreiben und dƓs GestƓlten – in ein und demselben Tool Ɠbzubilden; zumƓl dƓs Projekt  
E-GesetzƩebunƩ hinsichtlich Kosten und Nutzen durchƓus kritisch zu bewerten ist. Entschei-
dend ist vielmehr eine einheitliche Nutzendenreise, die verschiedene AnwendunƩen sinnvoll mit-
einƓnder verknüpft, ohne in einem monolithischen System zu enden. 
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Es bedƓrf einer tiefƩreifenden VerƟnderunƩ der Arbeitsweise in der ministeriellen Gesetzesvorbe-
reitunƩ, um den bestehenden VerƟnderunƩsbedƓrf zu bewƟltiƩen. DƓher sollte in der kommen-
den LeƩislƓturperiode die proƩrƓmmƓtische ZustƟndiƩkeit für die TrƓnsformƓtion der Gesetzes-
vorbereitunƩ in einer zentrƓlen Einheit Ʃebündelt werden, die Ɠlle bestehende InitiƓtiven zur bes-
seren RechtsetzunƩ (Zentrum für LeƩistik, DiƩitƓlcheck, PrƓxischeck, BürƩercheck etc.) zusƓm-
menführt und weiterentwickelt. 
 
Um lƓnƩe KonzeptƓrbeit zu vermeiden, sollte hierfür Ɠuf bestehende Strukturen ƓufƩebƓut wer-
den. DƓs TeƓm DiƩitƓlcheck im DiƩitƓlService hƓt sich in den letzten drei JƓhren intensiv mit den 
orƩƓnisƓtorischen, prozessuƓlen und technischen HerƓusforderunƩen in der GesetzƩebunƩ Ɠus-
einƓnderƩesetzt. Schon heute erprobt dƓs TeƓm DiƩitƓlcheck prƓktisch, wie RechtsetzunƩ erfol-
Ʃen kƓnn, die von AnfƓnƩ Ɠn die RechtsƩestƓltunƩ in den Fokus stellt: Es beƩleitet mit interdiszi-
plinƟren TeƓms LeƩist:innen bei GesetzesvorhƓben, brinƩt DiƩitƓlexpertise ein, beteiliƩt frühzei-
tiƩ vollziehende Behörden und NormƓdressƓt:innen, Ɠrbeitet visuell und methodisch. Erst Ɠm 
Ende dieses GestƓltunƩsprozesses wird ein Rechtstext durch die FƓchreferent:innen verfƓsst. 
 
Dieses VorƩehen Ʃilt es in der kommenden LeƩislƓturperiode zu skƓlieren. Durch eine Erweite-
runƩ des MƓndƓts und eine ƓnƩemessene RessourcenƓusstƓttunƩ sollte dƓs TeƓm DiƩitƓlcheck 
ƓusƩebƓut werden und Ɠls eine zentrƓle Einheit für moderne GesetzƩebunƩ für Ɠlle Bundesmini-
sterien funƩieren. Der AuftrƓƩ besteht dƓrin, (1.) eine neue Arbeitsweise verpflichtend zu verƓn-
kern, (2.) Kompetenzen Ɠuf- und ƓuszubƓuen und (3.) den ArbeitsƓblƓuf zu diƩitƓlisieren: 
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Abbildung: Zentrale Einheit für moderne Gesetzgebung 

 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Eine neue Arbeitsweise verƓnkern 

Die zentrƓle Einheit für moderne GesetzƩebunƩ entwickelt Ɠuf BƓsis bestehender VorƓrbeiten ein 
kohƟrentes GesƓmtkonzept für eine moderne GesetzƩebunƩsprƓxis. DƓmit hƓt sie eine pro-
ƩrƓmmƓtische ZustƟndiƩkeit. Im Fokus steht die ƩrundleƩende Reform der Arbeitsweise und Pro-
zessschritte der ministeriellen GesetzesvorbereitunƩ. DƓbei werden bestehende ReƩelunƩen, 
insbesondere die GemeinsƓme GeschƟftsordnunƩ der Bundesministerien (GGO), weiterƩedƓcht 
und um neue methodische AnsƟtze erƩƟnzt, die eine bessere RechtsƩestƓltunƩ durch Interdis-
ziplinƓritƟt, EinbindunƩ BetroƯener und (diƩitƓle) UmsetzunƩsorientierunƩ verƓnkern. Zu-
dem werden bestehende LeitfƟden und Checklisten inteƩriert. DƓs GesƓmtkonzept entsteht in 
enƩer ZusƓmmenƓrbeit mit FƓchreferƓten der Ressorts und wird ƓnhƓnd konkreter Gesetzesvor-
hƓben („ReƩelunƩsbeƩleitunƩen“) erprobt und ƓnƩepƓsst. 

  
Kompetenzen Ɠuf- und ƓusbƓuen und bereitstellen 

Die zentrƓle Einheit für moderne GesetzƩebunƩ entwickelt Ɠuf BƓsis der VorƓrbeiten des Zentrum 
für LeƩistik16 und SchulunƩsƓnƩebots des DiƩitƓlchecks17 ein umfƓssendes WeiterbildunƩspro-
ƩrƓmm für LeƩistik und RechtsƩestƓltunƩ. Dieses stellt sicher, dƓss FƓchreferent:innen die nöti-
Ʃen FƟhiƩkeiten erwerben, um Gesetze zu ƩestƓlten und zu schreiben. 
 
DƓrüber hinƓus entwickelt die Einheit Kompetenzprofile für weitere benötiƩte Disziplinen im Ge-
setzƩebunƩsprozess, die durch dƓs bestehende PersonƓl der Bundesministerien Ɠktuell nicht 
ƓbƩedeckt werden (z.B. IT und DesiƩn). LƓnƩfristiƩ sollte es Ziel sein, interdisziplinƟres PersonƓl 
in den Bundesministerien zu etƓblieren. KurzfristiƩ sollte dieses PersonƓl durch die Einheit vorƩe-
hƓlten werden. 
 
Dieses PersonƓl wird in ReƩelunƩsbeƩleitunƩen einƩesetzt. Die AuswƓhl der zu beƩleitenden Vor-
hƓben wird sowohl top-down (EntscheidunƩ im VorhƓben-CleƓrinƩ im BundeskƓnzlerƓmt), Ɠls 
Ɠuch bottom-up (nƓchfrƓƩe-orientiert) ƩetroƯen. VorhƓben mit besonderem DiƩitƓlbezuƩ oder 
stƓrker KomplexitƟt und BürƩerbezuƩ sind prƟdestiniert für UnterstützunƩ durch interdisziplinƟre 
Serviceeinheit. Dies erhöht zum einen unmittelbƓr die QuƓlitƟt der Gesetze, zum Ɠnderen dienen 
die  Erkenntnisse der ReƩelunƩsbeƩleitunƩen Ɠls GrundlƓƩe für die TrƓnsformƓtion des Arbeits-
prozesses (siehe 1. Eine neue Arbeitsweise). 
 

  
Den ArbeitsƓblƓuf diƩitƓlisieren 

Die zentrƓle Einheit für moderne GesetzƩebunƩ prüft fortlƓufend, wie bestehende diƩitƓle Lösun-
Ʃen (z.B. E-GesetzƩebunƩ für die Bundesministerien, GesetzƩebunƩsportƓl) weiterentwickelt 
oder erƩƟnzt werden können. Ziel ist es, eine einheitliche Nutzendenreise umzusetzen, die  
LeƩist:innen effizient und medienbruchfrei durch den Prozess des Schreibens und GestƓltens führt. 

  

――――― 
16 VƩl. https://www.bmj.de/DE/themen/buerokrƓtieƓbbƓu_rechtsetzunƩ/bessere_rechtsetzunƩ/zentrum_leƩistik/zentrum_leƩi-
stik_node.html 
17 VƩl. https://erƓrbeiten.diƩitƓlcheck.bund.de/unterstuetzunƩ 
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Die WƓhlproƩrƓmme für die kommende BundestƓƩswƓhl der CDU/CSU, SPD, FDP und der Grü-
nen versprechen schlƓnkere Strukturen und eine ZentrƓlisierunƩ wichtiƩer Funktionen in der Mi-
nisteriƓlverwƓltunƩ. GesetzƩebunƩ ist der Kernprozess der MinisteriƓlverwƓltunƩ. Mit der zentrƓlen 
Einheit für moderne GesetzƩebunƩ kƓnn hier kurzfristiƩ ein erster Leuchtturm ƩeschƓffen werden. 
 
Die zentrƓle Einheit für moderne GesetzƩebunƩ kƓnn zeit- und ressourcenschonend durch den 
AusbƓu des TeƓm DiƩitƓlcheck umƩesetzt werden. Ein solcher AnsƓtz stellt sicher, dƓss die 
TrƓnsformƓtion des GesetzƩebunƩsprozesses von einer bewƟhrten und etƓblierten Struktur Ʃe-
trƓƩen wird. DƓs TeƓm hƓt in vielen Ressorts durch bedƓrfsorientiertes VorƩehen eine vertrƓu-
ensvolle ArbeitsbeziehunƩ (u.Ɠ. enƩe ZusƓmmenƓrbeit mit dem NƓtionƓlen NormenkontrollrƓt-
SekretƓriƓt, BeƩleitunƩ von über 70 ReƩelunƩsvorhƓben) ƩeschƓƯen und wichtiƩe Impulse für 
VerƟnderunƩ Ʃesetzt. DƓrüber hinƓus verfüƩt dƓs TeƓm bereits interdisziplinƟre Kompetenzen 
und die DiƩitƓlexpertise, die in der BundesverwƓltunƩ fehlen. ErƩƟnzt sollte dƓs TeƓm neben den 
StellenƓnteilen für bessere RechtsetzunƩ der Bundesressorts durch ein RotƓtionsprinzip, in dem 
FƓchreferent:innen der Ressorts für jeweils ein hƓlbes JƓhr in der zentrƓlen Einheit einƩesetzt 
werden. So kƓnn ohne zusƟtzlichen RessourcenƓufwƓnd niedriƩschwelliƩ KompetenztrƓnsfer 
stƓttfinden. 
 
Für den AusbƓu des TeƓms DiƩitƓlcheck in eine zentrƓle Einheit brƓucht es eine ErweiterunƩ des 
MƓndƓts in Form einer proƩrƓmmƓtischen ZustƟndiƩkeit und eine BündelunƩ bisheriƩer Ressour-
cen für bessere RechtsetzunƩ Ɠus den verschiedenen Ressorts bei dieser zentrƓlen Einheit. Formell 
verƓnkert sollte die zentrƓle Einheit im BundeskƓnzlerƓmt oder dem Ressort sein, dƓs für VerwƓl-
tunƩsmodernisierunƩ zustƟndiƩ ist. ZentrƓl ist hierbei, dƓss die Einheit – Ɵhnlich wie der Normen-
kontrollrƓt Ɠktuell – unƓbhƟnƩiƩ von den Interessen der ressortleitenden PƓrteifƓrbe Ɠrbeiten kƓnn 
und VertrƓulichkeit in der ZusƓmmenƓrbeit mit unterschiedlich fƓrbiƩen Ressorts ƩewƟhrleistet wird. 

 

Die erfolƩreiche UmsetzunƩ dieser MƓßnƓhmen erfordert ein klƓres politisches MƓndƓt und Ɠus-
reichende Ressourcen. Die BundesreƩierunƩ ist Ʃefordert, folƩende Schritte zu unterstützen: 
 

1. Die zentrƓle Einheit für moderne GesetzƩebunƩ (z. B. in Form des DiƩitƓlcheck-TeƓm) 
formell verƓnkern und mit EntscheidunƩskompetenz ƓusstƓtten. 

2. BereitstellunƩ eines zentrƓlen BudƩets für die EinrichtunƩ und den Betrieb der zentrƓlen 
Einheit. 

3. Politische RückendeckunƩ für die notwendiƩe TrƓnsformƓtion, einschließlich der AnpƓs-
sunƩ reƩulƓtorischer RƓhmenbedinƩunƩen wie der GGO. 

 
Nur durch eine Ʃezielte politische UnterstützunƩ können die vorƩeschlƓƩenen MƓßnƓhmen ef-
fektiv umƩesetzt und ihre PotenziƓle vollstƟndiƩ ƓusƩeschöpft werden. Die nƟchste Bundesre-
ƩierunƩ hƓt hier die MöƩlichkeit, die GrundlƓƩe für eine GesetzƩebunƩ zu schƓƯen, die den An-
forderunƩen des 21. JƓhrhunderts Ʃerecht wird und dƓs VertrƓuen der GesellschƓft stƟrkt. 
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Jedes Gesetz muss vom PƓrlƓment beschlossen werden. Diese PhƓse ist nicht nur der Ɠbschlie-
ßende Schritt im GesetzƩebunƩsprozess, sondern die demokrƓtische LeƩitimƓtion. Im PƓrlƓment 
wird über Gesetzentwürfe debƓttiert, verhƓndelt und entschieden. DƓbei treƯen politische Aus-
hƓndlunƩsprozesse Ɠuf die fƓchlichen und rechtlichen GrundlƓƩen, die zuvor in der ministeriel-
len GesetzesvorbereitunƩ ƩeleƩt wurden. 
 
Doch ƩerƓde in dieser entscheidenden PhƓse oƯenbƓren sich HerƓusforderunƩen, die die PrƓ-
xistƓuƩlichkeit und WirksƓmkeit von Gesetzen beeintrƟchtiƩen können - wƓs eiƩentlich nicht be-
ƓbsichtiƩt ist von den PƓrlƓmentƓriern. Dieses KƓpitel wirft dƓher ein SchlƓƩlicht Ɠuf diese Her-
ƓusforderunƩen. Aus Sicht der Autorinnen bedƓrf es einer weiteren vertieften AnƓlyse dieser Pro-
blemƓtik. 

GesetzesvorlƓƩen der BundesreƩierunƩ – Vom Ministerium ins PƓrlƓment 

Die meisten Gesetze werden durch die BundesreƩierunƩ einƩebrƓcht und stƓmmen Ɠus der mini-
steriellen GesetzesvorbereitunƩ. SobƓld diese Gesetzentwürfe dƓs PƓrlƓment erreichen, beƩinnt 
ein intensiver politischer VerhƓndlunƩsprozess. Aktuell fehlt jedoch ein MechƓnismus im PƓrlƓ-
ment, um politische ÄnderunƩen systemƓtisch Ɠuf ihre UmsetzbƓrkeit und WirkunƩ zu prüfen. Dies 
birƩt dƓs Risiko, dƓss ReƩelunƩen nƓchtrƟƩlich unklƓr, schwer umsetzbƓr oder ineffizient werden, 
z.B. mit komplexeren VollzuƩskosten oder WiderstƟnden in der UmsetzunƩ einherƩehen. 
 
Es ist dƓher zu überleƩen, eine PrüfunƩ der PrƓxistƓuƩlichkeit nƓch der ersten LesunƩ in  die Be-
rƓtunƩen in den FƓchƓusschüssen des BundestƓƩes einzuführen. Diese könnte die WƓhrschein-
lichkeit erhöhen, dƓss politische ÄnderunƩen den ReƩelunƩszielen und der UmsetzbƓrkeit wei-
terhin Ʃerecht werden. 

GesetzesvorlƓƩen Ɠus der Mitte des BundestƓƩes – Kompetenzen und Unterstüt-
zunƩ durch dƓs Institut für GesetzesmodernisierunƩ 

Neben der BundesreƩierunƩ können Ɠuch FrƓktionen und AbƩeordnete Gesetzentwürfe einbrin-
Ʃen. Diese GesetzesvorlƓƩen stehen jedoch oft vor besonderen HerƓusforderunƩen: Die FrƓktio-
nen und ihre AbƩeordneten hƓben nicht die Ʃleichen Ressourcen wie die Ministerien. Sie verfüƩen 
nicht über eiƩene AbteilunƩen, die Gesetzentwürfe schreibt. 
 
Um quƓlitƓtiv hochwertiƩe Gesetzentwürfe Ɠus der Mitte des BundestƓƩes zu ermöƩlichen, be-
dƓrf es im Grunde derselben Kompetenzen und methodischen AnsƟtze, wie sie bereits in KƓpitel 
3 und 4 für die ministerielle GesetzesvorbereitunƩ beschrieben wurden. Es wƟre dƓher sinnvoll, die 
AnƩebote der zentrƓlen Einheit Ɠuch den AbƩeordneten des BundestƓƩes zur VerfüƩunƩ zu stellen. 
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